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Gefechte in Qamishli – 
Kooperation in Aleppo
YPG und syrische Regierung gegeneinander und vereint

Kurz vor dem Newroz-Fest Mitte 
März haben verschiedene Kräf-
te um die syrisch-kurdische Par-

tei der demokratischen Einheit (PYD) 
und ihr militärischer Arm (YPG) im 
Norden Syriens eine föderale Region 
ausgerufen. Beteiligt waren die Vertre-
ter der Ethnien der Region, u. a. arabi-
sche Stammesoberhäupter, aber auch 
politische Parteien. Der Aufruf stieß im 
übrigen Syrien auf Ablehnung, so auch 
bei der syrischen Regierung. In einer 
Erklärung des Politbüros der Syrischen 
KP (Vereinigte), die sich im Bündnis 
mit der Baath-Partei befindet, heißt es 
unter der Überschrift „Die Syrer leh-
nen die Spaltung ab. Die Rechte der 
kurdischen Bürger sind Teile der Rech-
te aller Syrer“, die Erklärung diene nicht 
den kurdischen Bürgern, sondern be-
schädige ihre Rechte und ihren Kampf. 
Denn die Rechte der Kurden könnten 
nicht von den Rechten aller Syrer auf 
Demokratie, Gleichheit und Gerechtig-
keit, der Entwicklung und des Einkom-
mens getrennt werden. Die Erklärung 
stehe zudem außerhalb der UN-Reso-
lutionen zu Syrien, die stets die terri-
toriale Integrität Syriens beinhalteten. 
Das Vertrauen in die PYD und YPG 
schwindet somit in Syrien, auch wenn 
die entsprechende Region nicht Rojo-
va, sondern föderale Region Nordsyri-
en genannt wird.

Auf der anderen Seite treten die 
syrische Regierung und ihre Verbün-
deten für die Beteiligung der PYD an 
den Verhandlungen in Genf ein. Die 
PYD und YPG sind wichtige Akteure 
im Kampf gegen den Terrorismus in 
Syrien. Das ist auch die Position Russ-
lands, des Mitinitiators der Genfer 
Verhandlungen und Verbündeter der 
syrischen Regierung. Verhindert wird 
die Teilnahme von den Gegnern der 

syrischen Regierung, der so genann-
ten Riad-Opposition, der Türkei und 
schließlich dem US-Imperialismus. 
Denn sie würden versuchen, die PYD 
zu radikalisieren und zu Schritten be-
wegen, die die Integrität Syriens in 
Frage stellen.

Die falsche Politik der PYD/YPG 
findet ihre Erweiterung in ihrer mili-
tärischen Tätigkeit. Während die mili-
tärische Unterstützung der US-geführ-
ten Koalition in der Kobani-Schlacht 
gegen den sogenannten „Islamischen 
Staat“ (IS) mit dem eigenen Überle-
benskampf begründet worden sein 
mag, nehmen die aktuellen Entwick-
lungen eine unerfreuliche Richtung. 
So fanden Mitte April Gefechte zwi-
schen der YPG und ihren Polizei-Ein-
heiten auf der einen Seite und regie-
rungsnahen Paramilitärs, den Natio-
nalen Verteidigungseinheiten (NDF) 
und der syrischen Armee (SAA) auf 
der anderen Seite in der nordsyrischen 
Stadt Qamishli statt. Außerdem findet 
eine lange vorbereitete Schlacht um die 
„Befreiung“ der syrischen Stadt Rak-
ka, die der IS als seine Hauptstadt de-
klariert hat, statt. Teilnehmer sind die 
YPG, arabisch-liberale Teile der Freien 
Syrien Armee (FSA) und vor allem US-
Amerikanische Truppen. Die syrische 
Regierung lehnt diese US-Bodentrup-
pen ab. Eine Syrische KP organisierte 
im Bündnis mit der Baath-Partei in der 
nordsyrischen Stadt Al-Heseke eine 
Demonstration gegen die US-Truppen 
in Syrien.

Ein anderes militärisches Bild lie-
fern die Stadt und die Region Aleppo 
im Nordwesten Syriens. Dort gibt es 
eine stärkere faktische Zusammenar-

beit, wenn von kleineren Reibungen 
abgesehen wird, zwischen der YPG und 
der SAA. So wird der von der YPG be-
herrschte Stadtteil Sheikh Maqsud von 
der FSA und dem Al-Qaida-Ableger 
Al-Nusra-Front beschossen. Hunderte 
Zivilisten fanden in den letzten Mona-
ten durch den Beschuss dieser „mode-
raten Opposition“ ihren Tod, ebenso 
wie Zivilisten der von der SAA be-
herrschten Stadtteile. Damit gibt es 
mehr oder weniger koordinierte Mi-
litäroperationen zwischen YPG und 
SAA. Unter anderem beschießt die 
YPG die einzig gebliebene Zugangs-
straße der „moderaten Opposition“ 
zu den von ihr beherrschten Stadttei-
len. Auch in der vor wenigen Monaten 
großen Befreiungsaktion der SAA im 
Nordwesten Aleppos fand eine unaus-
gesprochene, jedoch faktische militäri-
sche Zusammenarbeit zwischen YPG 
und SAA statt.

Man kann den Eindruck gewinnen, 
dass die PYD/YPG eine „flexible“ Po-
litik betreibt. Auch einen anfänglichen 
Nutzen US-amerikanischer Bombarde-
ments der Stadt Kobani gegen die Stel-
lung des IS zur offenen Zusammenar-
beit mit US-Bodentruppen. Gleichzei-
tig wird der Draht nach Russland und 
der syrischen Regierung nicht vollkom-
men abgeschnitten. Es gibt sogar ne-
ben russischer Luftunterstützung punk-
tuelle Zusammenarbeit mit der SAA. 
Auf politischer Ebene liegt der Wider-
spruch objektiv gesehen anders. PYD 
verfolgt nach wie vor die Prinzipien ih-
rer Mutterorganisation, der Union der 
Gemeinschaften Kurdistan (KCK), ei-
nem demokratischen Konföderalismus 
und damit der Ablehnung eines Sepa-

ratismus im traditionellen Sinne. Die 
PYD möchte in einem künftigen ein-
heitlichen Syrien verbleiben. Für diese 
Prinzipien ist Russland in seinen Mög-
lichkeiten offener, da es im Gegensatz 
zum US-Imperialismus keine langfris-
tige strategische Partnerschaft mit der 
Türkei hat.

Die syrisch-kurdische Frage und 
die Beziehungen der PYD als Haupt-
kraft in der kurdischen Bevölkerung 
Syriens und der syrischen Regierung 
hat ihren langen historischen Gang. 
Die Arabisierungsversuche der sech-
ziger Jahre des vergangenen Jahrhun-
derts, der Jahrzehnte dauernde Ent-
zug der Staatsbürgerschaft für Hun-
derttausende syrischer Kurden (die 
2011 von der syrischen Regierung mit 
Beginn der Krieges zügig rückgängig 
gemacht wurden), die fehlende Inves-
tition in die von Kurden bewohnten 
Gebiete und damit ihre ökonomi-
sche Rückständigkeit müssen mit-
tels geduldiger vertrauensbildender 
Maßnahmen zurückgedrängt wer-
den. Ob der gemeinsame Kampf ge-
gen den sogenannten IS und andere 
Terror-Gruppen eine solide Grund-
lage bietet, wird die Zukunft weisen. 
Die enge Kooperation mit dem US-
Imperialismus erschwert die Vertrau-
ensbildung.

Die syrischen Kommunisten haben 
bereits in der Vergangenheit Beiträge 
geliefert zur Stärkung der arabisch-kur-
dischen Verbrüderung. Sie unterstützen 
die berechtigten Forderung der kurdi-
schen Bevölkerung und lehnen den 
Separatismus sowie die Abhängigkeit 
vom Imperialismus ab.
 Toto Lyna

USA bringen Vietnam gegen China in Stellung
Obama hebt Waffenembargo gegen den einstigen Kriegsgegner auf
Bei seinem Besuch in Vietnam ver-
kündete US-Präsident Barack Obama, 
dass das Waffenembargo der USA ge-
gen Viet nam aufgehoben sei. Den USA 
geht es mit diesem Schritt darum, Viet-
nam gegen China aufzurüsten.

Vom 23. bis zum 25. Mai 2016 be-
suchte Obama Vietnam und Japan. 
Im Mittelpunkt des Besuchs in Vi-
etnam standen die Wirtschafts- und 
Handelsbeziehungen zwischen den 
beiden Ländern. Dahinter verbergen 
sich zwei Aspekte: Die Freihandelsab-
kommen der USA mit Vietnam sowie 
Waffengeschäfte. Mit der Aufhebung 
des Waffen embargos können die US-
Rüstungsunternehmen jetzt auch Waf-
fen nach Vietnam verkaufen. Die USA 
wollen dies nicht nur aus geschäftlichen 
Gründen. Sie wollen vielmehr Vietnam 

gegen China aufrüsten. „Obama richtet 
seine Worte nur vordergründig an Viet-
nam. Der Adressat sitzt freilich in Pe-
king“ schreibt die FAZ in einem Kom-
mentar vom 24. Mai. Vietnam steht seit 
Jahren in einer Auseinandersetzung mit 
dem Nachbarn China um die Spratley-
Inseln. China reklamiert die Inselgrup-
pe, wo Erdöl und andere Bodenschätze 
vermutet werden, für sich und baut dort 
Militärstützpunkte auf. China verwehrt 
außerdem Fischern aus den Anrainer-
staaten Vietnam, den Philippinen und 
Malaysia, in den umstrittenen Gewäs-
sern zu fischen. Die USA führen in letz-
ter Zeit verstärkt Manöver mit Kriegs-
schiffen und Aufklärungsflugzeugen in 
der Region durch. China versteht das 
als Provokation und weist dieses Ver-
halten mit harschen Worten zurück.

Keine positiven Gesten gab es von 
Obama in Richtung der Agent-Orange-
Opfer. Ein Treffen mit den Menschen, 
die bis heute unter dem chemischen 
Krieg der USA gegen die vietnamesi-
sche Bevölkerung leiden, fand keinen 
Platz im Besuchsprogramm. Organisa-
tionen in Vietnam, die sich um Agent-
Orange-Opfer kümmern, hatten im 
Vorfeld des Besuchs darauf gedrängt, 
dass der US Präsident Einrichtungen 
besucht, in denen er auf Agent-Orange-
Opfer trifft. Die Vorsitzende der Viet-
namesischen Organisation der Agent-
Orange-Opfer (VAVA) Nguyen Thi 
Hien richtete sich mit einer Erklärung 
an Obama: „Wenn Sie schon US-Ve-
teranen Entschädigungen zahlen, dann 
heißt dies doch, dass Sie anerkennen 
und akzeptieren, dass diejenigen (US 

Soldaten) die in Vietnam waren, Agent 
Orange Opfer sind. Warum gewähren 
Sie diese Gerechtigkeit nicht allen? 
Auch hier in Vietnam? Wir sind doch 
alle Opfer derselben Sache! Sie sind 
nicht fair.“

Sie werden vermutlich noch lange 
auf Fairness warten müssen Das Wei-
ße Haus hatte schon vor der Reise an-
gekündigt, dass Obama sich nicht ent-
schuldigen werde und dass er auch die 
Entscheidung seiner Vorgänger für die 
„gescheiterte Intervention“ in Vietnam 
und den Abwurf der Atombombe über 
Hiroshima nicht kritisieren werde.
 Stefan Kühner

Unser Autor ist stellvertretender Vorsit-
zender der Deutschen Freundschafts-
gesellschaft Vietnam.

Berater mit NATO-Erfahrung
Der ukrainische Präsident Poroschen-
ko kommt ohne ausländische Helfer 
nicht mehr zurecht. Per Erlass ernann-
te er nun den früheren NATO-Gene-
ralsekretär Anders Fogh Rasmussen 
zu seinem Berater. Der vormalige dä-
nische Regierungschef Rasmussen war 
von 2009 bis 2014 Chef des westlichen 
Kriegsbündnisses. Die ukrainische Füh-
rung strebt langfristig einen Beitritt zur 
NATO an.

PAME in Frankreich
Die griechische Gewerkschaftsfront 
PAME schickte Anfang dieser Woche 
eine Delegation nach Frankreich, um 
ihre Solidarität mit den streikenden 
Kolleginnen und Kollegen auszudrü-
cken. Am Dienstag war geplant, dass 
die Delegation an einer Streikdemons-
tration teilnimmt und eine Rede bei 
einer Versammlung der Eisenbahnbe-
schäftigten der CGT in Versailles hält.

Putin besucht Tsipras
Der russische Präsident Putin ist in der 
vergangenen Woche zu Gesprächen 
nach Athen gereist. Ihn begleiteten 
mehrere Minister und Konzernvertre-
ter. Athen hoffe auf Kooperation mit 
Russland im Bereich Energie sowie auf 
eine Beteiligung russischer Unterneh-
men am griechischen Privatisierungs-
programm, berichtete das griechische 
Staatsfernsehen (ERT).

Im Mittelpunkt der Gespräche Pu-
tins mit Regierungschef Alexis Tsipras 
standen die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit, Energiethemen, die Lage im öst-
lichen Mittelmeer sowie die Beziehun-
gen Russlands zur EU und zur NATO, 
berichteten die Medien. Es sollen Ko-
operationsabkommen in den Bereichen 
Energie, Tourismus und Kultur unter-
zeichnet werden. Griechenland erwar-
tet dieses Jahr mehr als eine Million 
Touristen aus Russland.

Syriza verliert
Gut acht Monate nach der letzten Wahl 
hat Syriza deutlich an Popularität ein-
gebüßt. Laut einer aktuellen Um-
frage sackte sie von 35,5 Prozent auf 
17,5 Prozent ab. Stärkste Kraft würde 
mit 25,5 Prozent die konservative Nea 
Dimokratia werden.

US-Konvoi durch Europa
Ein Konvoi der US-Armee hat in der 
vergangenen Woche Truppen und Waf-
fen ins Baltikum transportiert. Der 
Transport führt rund 420 Soldaten und 
225 Panzer und andere Militärfahr-
zeuge vom bayrischen Vilseck zu ei-
ner Übung im Baltikum. Im Zuge der 
Übung „Dragoon Ride II“ verlegt die 
US-Armee die Einheiten über 2 200 
Kilometer von ihren Standorten in 
Deutschland nach Estland.

Deutscher Beitrag 
zum Genozid
Die für diese Woche im Bundestag an-
gekündigte Resolution zum Genozid 
an den Armeniern im Osmanischen 
Reich betrifft auch Taten hochrangi-
ger deutscher Offiziere. Wie Histori-
ker nachgewiesen haben, hatten deut-
sche Soldaten, die im Rahmen einer 
damaligen Militärmission Berlins im 
Osmanischen Reich stationiert waren, 
nicht nur Kenntnis von dem Geno-
zid; sie waren teilweise sogar aktiv in 
ihn involviert. Demnach amtierte ein 
deutscher Generalleutnant als Chef 
des Generalstabs der osmanischen 
Armee, als dieser am 27. Mai 1915 das 
Gesetz zur Deportation der arme-
nischsprachigen Minderheit entwarf. 
Zudem hat ein deutscher Offizier ei-
genhändig einen Deportationsbefehl 
unterzeichnet. Darüber hinaus wurde 
der Genozid von deutschen Stellen mit 
der Behauptung legitimiert, die arme-
nischsprachige Minderheit betreibe 
„Wühlarbeit“ zugunsten des gemein-
samen Kriegsgegners Russland; man 
müsse daher gegen sie einschreiten. 
Weil Genozid nicht verjährt, kann die 
Frage nach etwaigen Entschädigungs-
zahlungen durch Berlin nicht prinzipi-
ell abgewiesen werden – ein Umstand, 
der mit dafür verantwortlich ist, dass 
die Bundesregierung jede Anerken-
nung des Völkermordes bislang kon-
sequent vermieden hat.
 www.german-foreign-policy.com

Kämpfer der kurdischen YPG: Im April lieferte sich die YPG in Qamishli Gefechte mit der syrischen Armee.

Foto: kurdishstruggle/flickr.com/ CC BY 2.0 (2)
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Kurz vor dem Newroz-Fest Mitte 
März haben verschiedene Kräf-
te um die syrisch-kurdische Par-

tei der demokratischen Einheit (PYD) 
und ihr militärischer Arm (YPG) im 
Norden Syriens eine föderale Region 
ausgerufen. Beteiligt waren die Vertre-
ter der Ethnien der Region, u. a. arabi-
sche Stammesoberhäupter, aber auch 
politische Parteien. Der Aufruf stieß im 
übrigen Syrien auf Ablehnung, so auch 
bei der syrischen Regierung. In einer 
Erklärung des Politbüros der Syrischen 
KP (Vereinigte), die sich im Bündnis 
mit der Baath-Partei befindet, heißt es 
unter der Überschrift „Die Syrer leh-
nen die Spaltung ab. Die Rechte der 
kurdischen Bürger sind Teile der Rech-
te aller Syrer“, die Erklärung diene nicht 
den kurdischen Bürgern, sondern be-
schädige ihre Rechte und ihren Kampf. 
Denn die Rechte der Kurden könnten 
nicht von den Rechten aller Syrer auf 
Demokratie, Gleichheit und Gerechtig-
keit, der Entwicklung und des Einkom-
mens getrennt werden. Die Erklärung 
stehe zudem außerhalb der UN-Reso-
lutionen zu Syrien, die stets die terri-
toriale Integrität Syriens beinhalteten. 
Das Vertrauen in die PYD und YPG 
schwindet somit in Syrien, auch wenn 
die entsprechende Region nicht Rojo-
va, sondern föderale Region Nordsyri-
en genannt wird.

Auf der anderen Seite treten die 
syrische Regierung und ihre Verbün-
deten für die Beteiligung der PYD an 
den Verhandlungen in Genf ein. Die 
PYD und YPG sind wichtige Akteure 
im Kampf gegen den Terrorismus in 
Syrien. Das ist auch die Position Russ-
lands, des Mitinitiators der Genfer 
Verhandlungen und Verbündeter der 
syrischen Regierung. Verhindert wird 
die Teilnahme von den Gegnern der 

syrischen Regierung, der so genann-
ten Riad-Opposition, der Türkei und 
schließlich dem US-Imperialismus. 
Denn sie würden versuchen, die PYD 
zu radikalisieren und zu Schritten be-
wegen, die die Integrität Syriens in 
Frage stellen.

Die falsche Politik der PYD/YPG 
findet ihre Erweiterung in ihrer mili-
tärischen Tätigkeit. Während die mili-
tärische Unterstützung der US-geführ-
ten Koalition in der Kobani-Schlacht 
gegen den sogenannten „Islamischen 
Staat“ (IS) mit dem eigenen Überle-
benskampf begründet worden sein 
mag, nehmen die aktuellen Entwick-
lungen eine unerfreuliche Richtung. 
So fanden Mitte April Gefechte zwi-
schen der YPG und ihren Polizei-Ein-
heiten auf der einen Seite und regie-
rungsnahen Paramilitärs, den Natio-
nalen Verteidigungseinheiten (NDF) 
und der syrischen Armee (SAA) auf 
der anderen Seite in der nordsyrischen 
Stadt Qamishli statt. Außerdem findet 
eine lange vorbereitete Schlacht um die 
„Befreiung“ der syrischen Stadt Rak-
ka, die der IS als seine Hauptstadt de-
klariert hat, statt. Teilnehmer sind die 
YPG, arabisch-liberale Teile der Freien 
Syrien Armee (FSA) und vor allem US-
Amerikanische Truppen. Die syrische 
Regierung lehnt diese US-Bodentrup-
pen ab. Eine Syrische KP organisierte 
im Bündnis mit der Baath-Partei in der 
nordsyrischen Stadt Al-Heseke eine 
Demonstration gegen die US-Truppen 
in Syrien.

Ein anderes militärisches Bild lie-
fern die Stadt und die Region Aleppo 
im Nordwesten Syriens. Dort gibt es 
eine stärkere faktische Zusammenar-

beit, wenn von kleineren Reibungen 
abgesehen wird, zwischen der YPG und 
der SAA. So wird der von der YPG be-
herrschte Stadtteil Sheikh Maqsud von 
der FSA und dem Al-Qaida-Ableger 
Al-Nusra-Front beschossen. Hunderte 
Zivilisten fanden in den letzten Mona-
ten durch den Beschuss dieser „mode-
raten Opposition“ ihren Tod, ebenso 
wie Zivilisten der von der SAA be-
herrschten Stadtteile. Damit gibt es 
mehr oder weniger koordinierte Mi-
litäroperationen zwischen YPG und 
SAA. Unter anderem beschießt die 
YPG die einzig gebliebene Zugangs-
straße der „moderaten Opposition“ 
zu den von ihr beherrschten Stadttei-
len. Auch in der vor wenigen Monaten 
großen Befreiungsaktion der SAA im 
Nordwesten Aleppos fand eine unaus-
gesprochene, jedoch faktische militäri-
sche Zusammenarbeit zwischen YPG 
und SAA statt.

Man kann den Eindruck gewinnen, 
dass die PYD/YPG eine „flexible“ Po-
litik betreibt. Auch einen anfänglichen 
Nutzen US-amerikanischer Bombarde-
ments der Stadt Kobani gegen die Stel-
lung des IS zur offenen Zusammenar-
beit mit US-Bodentruppen. Gleichzei-
tig wird der Draht nach Russland und 
der syrischen Regierung nicht vollkom-
men abgeschnitten. Es gibt sogar ne-
ben russischer Luftunterstützung punk-
tuelle Zusammenarbeit mit der SAA. 
Auf politischer Ebene liegt der Wider-
spruch objektiv gesehen anders. PYD 
verfolgt nach wie vor die Prinzipien ih-
rer Mutterorganisation, der Union der 
Gemeinschaften Kurdistan (KCK), ei-
nem demokratischen Konföderalismus 
und damit der Ablehnung eines Sepa-

ratismus im traditionellen Sinne. Die 
PYD möchte in einem künftigen ein-
heitlichen Syrien verbleiben. Für diese 
Prinzipien ist Russland in seinen Mög-
lichkeiten offener, da es im Gegensatz 
zum US-Imperialismus keine langfris-
tige strategische Partnerschaft mit der 
Türkei hat.

Die syrisch-kurdische Frage und 
die Beziehungen der PYD als Haupt-
kraft in der kurdischen Bevölkerung 
Syriens und der syrischen Regierung 
hat ihren langen historischen Gang. 
Die Arabisierungsversuche der sech-
ziger Jahre des vergangenen Jahrhun-
derts, der Jahrzehnte dauernde Ent-
zug der Staatsbürgerschaft für Hun-
derttausende syrischer Kurden (die 
2011 von der syrischen Regierung mit 
Beginn der Krieges zügig rückgängig 
gemacht wurden), die fehlende Inves-
tition in die von Kurden bewohnten 
Gebiete und damit ihre ökonomi-
sche Rückständigkeit müssen mit-
tels geduldiger vertrauensbildender 
Maßnahmen zurückgedrängt wer-
den. Ob der gemeinsame Kampf ge-
gen den sogenannten IS und andere 
Terror-Gruppen eine solide Grund-
lage bietet, wird die Zukunft weisen. 
Die enge Kooperation mit dem US-
Imperialismus erschwert die Vertrau-
ensbildung.

Die syrischen Kommunisten haben 
bereits in der Vergangenheit Beiträge 
geliefert zur Stärkung der arabisch-kur-
dischen Verbrüderung. Sie unterstützen 
die berechtigten Forderung der kurdi-
schen Bevölkerung und lehnen den 
Separatismus sowie die Abhängigkeit 
vom Imperialismus ab.
 Toto Lyna

USA bringen Vietnam gegen China in Stellung
Obama hebt Waffenembargo gegen den einstigen Kriegsgegner auf
Bei seinem Besuch in Vietnam ver-
kündete US-Präsident Barack Obama, 
dass das Waffenembargo der USA ge-
gen Viet nam aufgehoben sei. Den USA 
geht es mit diesem Schritt darum, Viet-
nam gegen China aufzurüsten.

Vom 23. bis zum 25. Mai 2016 be-
suchte Obama Vietnam und Japan. 
Im Mittelpunkt des Besuchs in Vi-
etnam standen die Wirtschafts- und 
Handelsbeziehungen zwischen den 
beiden Ländern. Dahinter verbergen 
sich zwei Aspekte: Die Freihandelsab-
kommen der USA mit Vietnam sowie 
Waffengeschäfte. Mit der Aufhebung 
des Waffen embargos können die US-
Rüstungsunternehmen jetzt auch Waf-
fen nach Vietnam verkaufen. Die USA 
wollen dies nicht nur aus geschäftlichen 
Gründen. Sie wollen vielmehr Vietnam 

gegen China aufrüsten. „Obama richtet 
seine Worte nur vordergründig an Viet-
nam. Der Adressat sitzt freilich in Pe-
king“ schreibt die FAZ in einem Kom-
mentar vom 24. Mai. Vietnam steht seit 
Jahren in einer Auseinandersetzung mit 
dem Nachbarn China um die Spratley-
Inseln. China reklamiert die Inselgrup-
pe, wo Erdöl und andere Bodenschätze 
vermutet werden, für sich und baut dort 
Militärstützpunkte auf. China verwehrt 
außerdem Fischern aus den Anrainer-
staaten Vietnam, den Philippinen und 
Malaysia, in den umstrittenen Gewäs-
sern zu fischen. Die USA führen in letz-
ter Zeit verstärkt Manöver mit Kriegs-
schiffen und Aufklärungsflugzeugen in 
der Region durch. China versteht das 
als Provokation und weist dieses Ver-
halten mit harschen Worten zurück.

Keine positiven Gesten gab es von 
Obama in Richtung der Agent-Orange-
Opfer. Ein Treffen mit den Menschen, 
die bis heute unter dem chemischen 
Krieg der USA gegen die vietnamesi-
sche Bevölkerung leiden, fand keinen 
Platz im Besuchsprogramm. Organisa-
tionen in Vietnam, die sich um Agent-
Orange-Opfer kümmern, hatten im 
Vorfeld des Besuchs darauf gedrängt, 
dass der US Präsident Einrichtungen 
besucht, in denen er auf Agent-Orange-
Opfer trifft. Die Vorsitzende der Viet-
namesischen Organisation der Agent-
Orange-Opfer (VAVA) Nguyen Thi 
Hien richtete sich mit einer Erklärung 
an Obama: „Wenn Sie schon US-Ve-
teranen Entschädigungen zahlen, dann 
heißt dies doch, dass Sie anerkennen 
und akzeptieren, dass diejenigen (US 

Soldaten) die in Vietnam waren, Agent 
Orange Opfer sind. Warum gewähren 
Sie diese Gerechtigkeit nicht allen? 
Auch hier in Vietnam? Wir sind doch 
alle Opfer derselben Sache! Sie sind 
nicht fair.“

Sie werden vermutlich noch lange 
auf Fairness warten müssen Das Wei-
ße Haus hatte schon vor der Reise an-
gekündigt, dass Obama sich nicht ent-
schuldigen werde und dass er auch die 
Entscheidung seiner Vorgänger für die 
„gescheiterte Intervention“ in Vietnam 
und den Abwurf der Atombombe über 
Hiroshima nicht kritisieren werde.
 Stefan Kühner

Unser Autor ist stellvertretender Vorsit-
zender der Deutschen Freundschafts-
gesellschaft Vietnam.

Berater mit NATO-Erfahrung
Der ukrainische Präsident Poroschen-
ko kommt ohne ausländische Helfer 
nicht mehr zurecht. Per Erlass ernann-
te er nun den früheren NATO-Gene-
ralsekretär Anders Fogh Rasmussen 
zu seinem Berater. Der vormalige dä-
nische Regierungschef Rasmussen war 
von 2009 bis 2014 Chef des westlichen 
Kriegsbündnisses. Die ukrainische Füh-
rung strebt langfristig einen Beitritt zur 
NATO an.

PAME in Frankreich
Die griechische Gewerkschaftsfront 
PAME schickte Anfang dieser Woche 
eine Delegation nach Frankreich, um 
ihre Solidarität mit den streikenden 
Kolleginnen und Kollegen auszudrü-
cken. Am Dienstag war geplant, dass 
die Delegation an einer Streikdemons-
tration teilnimmt und eine Rede bei 
einer Versammlung der Eisenbahnbe-
schäftigten der CGT in Versailles hält.

Putin besucht Tsipras
Der russische Präsident Putin ist in der 
vergangenen Woche zu Gesprächen 
nach Athen gereist. Ihn begleiteten 
mehrere Minister und Konzernvertre-
ter. Athen hoffe auf Kooperation mit 
Russland im Bereich Energie sowie auf 
eine Beteiligung russischer Unterneh-
men am griechischen Privatisierungs-
programm, berichtete das griechische 
Staatsfernsehen (ERT).

Im Mittelpunkt der Gespräche Pu-
tins mit Regierungschef Alexis Tsipras 
standen die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit, Energiethemen, die Lage im öst-
lichen Mittelmeer sowie die Beziehun-
gen Russlands zur EU und zur NATO, 
berichteten die Medien. Es sollen Ko-
operationsabkommen in den Bereichen 
Energie, Tourismus und Kultur unter-
zeichnet werden. Griechenland erwar-
tet dieses Jahr mehr als eine Million 
Touristen aus Russland.

Syriza verliert
Gut acht Monate nach der letzten Wahl 
hat Syriza deutlich an Popularität ein-
gebüßt. Laut einer aktuellen Um-
frage sackte sie von 35,5 Prozent auf 
17,5 Prozent ab. Stärkste Kraft würde 
mit 25,5 Prozent die konservative Nea 
Dimokratia werden.

US-Konvoi durch Europa
Ein Konvoi der US-Armee hat in der 
vergangenen Woche Truppen und Waf-
fen ins Baltikum transportiert. Der 
Transport führt rund 420 Soldaten und 
225 Panzer und andere Militärfahr-
zeuge vom bayrischen Vilseck zu ei-
ner Übung im Baltikum. Im Zuge der 
Übung „Dragoon Ride II“ verlegt die 
US-Armee die Einheiten über 2 200 
Kilometer von ihren Standorten in 
Deutschland nach Estland.

Deutscher Beitrag 
zum Genozid
Die für diese Woche im Bundestag an-
gekündigte Resolution zum Genozid 
an den Armeniern im Osmanischen 
Reich betrifft auch Taten hochrangi-
ger deutscher Offiziere. Wie Histori-
ker nachgewiesen haben, hatten deut-
sche Soldaten, die im Rahmen einer 
damaligen Militärmission Berlins im 
Osmanischen Reich stationiert waren, 
nicht nur Kenntnis von dem Geno-
zid; sie waren teilweise sogar aktiv in 
ihn involviert. Demnach amtierte ein 
deutscher Generalleutnant als Chef 
des Generalstabs der osmanischen 
Armee, als dieser am 27. Mai 1915 das 
Gesetz zur Deportation der arme-
nischsprachigen Minderheit entwarf. 
Zudem hat ein deutscher Offizier ei-
genhändig einen Deportationsbefehl 
unterzeichnet. Darüber hinaus wurde 
der Genozid von deutschen Stellen mit 
der Behauptung legitimiert, die arme-
nischsprachige Minderheit betreibe 
„Wühlarbeit“ zugunsten des gemein-
samen Kriegsgegners Russland; man 
müsse daher gegen sie einschreiten. 
Weil Genozid nicht verjährt, kann die 
Frage nach etwaigen Entschädigungs-
zahlungen durch Berlin nicht prinzipi-
ell abgewiesen werden – ein Umstand, 
der mit dafür verantwortlich ist, dass 
die Bundesregierung jede Anerken-
nung des Völkermordes bislang kon-
sequent vermieden hat.
 www.german-foreign-policy.com

Kämpfer der kurdischen YPG: Im April lieferte sich die YPG in Qamishli Gefechte mit der syrischen Armee.
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